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Amtsblatt 
des Landkreises Altötting 

________________________________________________________________________________ 

2024    Freitag, 25. Oktober 2024             Nr. 42 
__________________________________________________________________________________ 

 

I n h a l t 
 

 
 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 
SG 16/KFZ-Zulassungsbehörde 

 
 

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); 
Wesentliche Änderung der Anlage K30 – Teilanlage PP4 - der Firma Borealis Polymere 

GmbH, Werk Burghausen, durch das Vorhaben – Einführung eines neuen Peroxid-Typs und 
die Errichtung von neuen Lagercontainern sowie Modifikationen am bestehenden 

Dosiersystem 
 
 

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
am 28. September 2025 

 
 

Vollzug der Wassergesetze, 
Festsetzung des Überschwemmungsgebietes am Weitbach (Fkm. 0,000 bis Fkm. 3,405) und 

am Westerndorfergraben (Fkm. 0,000 bis Fkm. 4,052) im Landkreis Altötting 
 
 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG); 

Antrag des Freistaates Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein auf 
Erteilung eines Planfeststellungsbeschlusses 

Hier: Hochwasserschutz Weitbach (Gewässer dritter Ordnung), Ortsteil Hundmühl, Weinzierl 
und Ortsbereich Perach in der Gemeinde Perach (Gewässerausbau gemäß § 67 des 

Wasserhaushaltsgesetzes – WHG) 
 
 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 
SG 16/KFZ-Zulassungsbehörde 
 

An Herr Norbert Wiedner zuletzt bekannte Anschrift: Hauptstr. 7, 84513 Töging a. Inn ist am 
18.10.2024 unter dem Aktenzeichen SG16 / SF /VA / AÖ-VE517 ein Bescheid erlassen 
worden. 
 

Der Bescheid konnte nicht zugestellt werden, da der Betroffene unbekannt verzogen ist oder 
seine Erreichbarkeit nicht hergestellt worden ist. 
 

Gemäß Art. 15 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes wird der Bescheid daher öffentlich zugestellt. Er gilt gem. Art. 41 
BayVwVfG i. V.m. Art. 15 Abs. 2 VwZVG zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als zugesellt. Es wird darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt 
werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Der Betroffene kann den Bescheid zu den üblichen Sprechzeiten im Zimmer E.19 des 
Landratsamtes Altötting, Bahnhofstr. 38, 84503 Altötting in Empfang nehmen. 
 

Altötting, 18.10.2024 
Landratsamt Altötting 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 
SG 16/KFZ-Zulassungsbehörde 
 

An Herr Thomas Bauer zuletzt bekannte Anschrift: Wiesenstr. 6, 84533 Stammham ist am 
23.10.2024 unter dem Aktenzeichen SG16 / SF /VA / AÖ-VU12 ein Bescheid erlassen worden. 
 

Der Bescheid konnte nicht zugestellt werden, da der Betroffene unbekannt verzogen ist oder 
seine Erreichbarkeit nicht hergestellt worden ist. 
 

Gemäß Art. 15 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes wird der Bescheid daher öffentlich zugestellt. Er gilt gem. Art. 41 
BayVwVfG i. V.m. Art. 15 Abs. 2 VwZVG zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als zugesellt. Es wird darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt 
werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 

Der Betroffene kann den Bescheid zu den üblichen Sprechzeiten im Zimmer E.19 des 
Landratsamtes Altötting, Bahnhofstr. 38, 84503 Altötting in Empfang nehmen. 
 

Altötting, 23.10.2024 
Landratsamt Altötting 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 
SG 16/KFZ-Zulassungsbehörde 
 
An Herr Andrzej Grzegorz Antończak zuletzt bekannte Anschrift: Frank-Caro-Straße 112, 
84518 Garching a.d.Alz ist am 17.10.2024 unter dem Aktenzeichen SG16 / SF /VA / AÖ-
QN10 ein Bescheid erlassen worden. 
 

Der Bescheid konnte nicht zugestellt werden, da der Betroffene unbekannt verzogen ist oder 
seine Erreichbarkeit nicht hergestellt worden ist. 
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Gemäß Art. 15 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes wird der Bescheid daher öffentlich zugestellt. Er gilt gem. Art. 41 
BayVwVfG i. V.m. Art. 15 Abs. 2 VwZVG zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als zugesellt. Es wird darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt 
werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Betroffene kann den Bescheid zu den üblichen Sprechzeiten im Zimmer E.19 des 
Landratsamtes Altötting, Bahnhofstr. 38, 84503 Altötting in Empfang nehmen. 
 
Altötting, 23.10.2024 
Landratsamt Altötting 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 
SG 16/KFZ-Zulassungsbehörde 
 
An Herrn Justyn Salvatore Rottbauer zuletzt bekannte Anschrift Ziehtalstr. 11, 84543 
Winhöring ist am 07.10.2024 unter dem Aktenzeichen SG16//SKB/TS-QX232 ein Bescheid 
erlassen worden. 
 
Der Bescheid konnte nicht zugestellt werden, da der Betroffene unbekannt verzogen ist oder 
seine Erreichbarkeit nicht hergestellt worden ist. 
 
Gemäß Art. 15 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 
Vollstreckungsgesetzes wird der Bescheid daher öffentlich zugestellt. Er gilt gem. Art. 41 
BayVwVfG i. V.m. Art. 15 Abs. 2 VwZVG zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als zugesellt. Es wird darauf hingewiesen, dass Fristen in Gang gesetzt 
werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Der Betroffene kann den Bescheid zu den üblichen Sprechzeiten im Zimmer E.19 des 
Landratsamtes Altötting, Bahnhofstr. 38, 84503 Altötting in Empfang nehmen. 
 
Altötting,  
Landratsamt Altötting 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG); 
 
 Wesentliche Änderung der Anlage K30 – Teilanlage PP4 - der Firma Borealis Polymere 

GmbH, Werk Burghausen, durch das Vorhaben – Einführung eines neuen Peroxid-Typs 
und die Errichtung von neuen Lagercontainern sowie Modifikationen am bestehenden 
Dosiersystem 

 
Bekanntmachung 

 
Das Landratsamt Altötting hat in einem Verfahren nach § 16 Abs. 1 und 2 BImSchG i. V. m. 
Nr. 4.1.8 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV (Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes) den nachfolgend auszugsweise wiedergegebenen Bescheid vom 
19.07.2024, Az. 22-824.6/4-K30-2023/01 (verfügender Teil samt Rechtsbehelfsbelehrung) 
erlassen: 
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Genehmigung: 
 
„Auf Antrag der Firma InfraServ GmbH & Co. Gendorf KG, namens und im Auftrag der 
Borealis Polymere GmbH, Werk Burghausen, vom 15.09.2023, wird aufgrund der §§ 4 Abs. 1 
und 16 Abs. 1, 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) die Genehmigung erteilt, 
die Anlage durch die Einführung eines neuen Peroxid-Typs und die Errichtung von neuen 
Lagercontainern sowie Modifikationen am bestehenden Dosiersystem nach Maßgabe der 
Nebenbestimmungen zu ändern und entsprechend zu betreiben.“ 
 
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimungen zum Immissionsschutz (Luftrein-
haltung, Lärmschutz, Energienutzung, Abfälle), zu Bauausführung und Brandschutz, zum 
Arbeitsschutz, zur Betriebssicherheit, zum Gewässerschutz, zum Bodenschutz und zur 
Anlagensicherheit. 
 
Zudem enthält der Bescheid folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

„Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem 

 
Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 

 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 

- Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 

- Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 
 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.“ 

 
Die Entscheidung über das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG 
öffentlich bekannt gemacht. 
Der vollständige Genehmigungsbescheid (ohne Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse) liegt in 
der Zeit vom 28.10.2024 bis einschließlich 11.11.2024 im Landratsamt Altötting, 
Bahnhofstraße 13 (Sparkassengebäude), 84503 Altötting, Zimmer S108 (1. Stock), während 
der Dienststunden zur Einsichtnahme auf. Um telefonische Terminvereinbarung (Tel. 
08671/502-725) wird gebeten. 
 
Im Weiteren wird der Genehmigungsbescheid auf der Internetseite des Landratsamts Altötting 
(https://www.lra-aoe.de/themen/umwelt-natur/immissionsschutz/)  unter Veröffentlichung von 
Bescheiden bei Anlagen nach der IE-Richtlinie eingestellt. 
 
Altötting, 22.10.2024 
Landratsamt Altötting 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

https://www.lra-aoe.de/themen/umwelt-natur/immissionsschutz/
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31 – 0041/3  
84503 Altötting, Landratsamt Altötting, 23.10.2024 
 
 

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
am 28. September 2025 

 
Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvorschlägen 

gemäß § 32 Bundeswahlordnung (BWO) 
 
 
Der Bundespräsident hat mit Anordnung vom 23. August 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 271) als 
Termin für die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag den 28. September 2025 festgesetzt. 
Gemäß § 32 BWO fordere ich hiermit zur möglichst frühzeitigen Einreichung der 
Wahlvorschläge auf. 
 
1 Rechtsgrundlagen 
 
Für die Durchführung der Bundestagswahl sind insbesondere folgende Rechtsvorschriften 
maßgeblich: 
 

 Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 
1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Siebenundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Bundeswahlgesetzes vom 
7. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 91) geändert worden ist 

 

 Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 
2002 (BGBl. I S. 1376), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
12. September 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 283) geändert worden ist 

 
 
2 Wahlvorschlagsrecht 
 
Kreiswahlvorschläge können von Parteien und von Wahlberechtigten nach Maßgabe des § 20 
BWG eingereicht werden (§ 18 Abs. 1 BWG). Eine Partei kann in jedem Wahlkreis nur einen 
Kreiswahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 
 
3 Einreichungsfrist und –ort 
 
Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter frühzeitig, jedoch 
 

spätestens am 21. Juli 2025 (69. Tag vor der Wahl) bis 18:00 Uhr, 
 
schriftlich einzureichen (§ 19 BWG).  
 
Die Anschrift des Kreiswahlleiters für den Wahlkreis 211 „Altötting“ lautet wie folgt: 
 

 

Briefanschrift 
Landratsamt Altötting 
Kreiswahlleiter 
Postfach 1432 
84498 Altötting 

Haus- und Paketanschrift 
Landratsamt Altötting 
Kreiswahlleiter 
Bahnhofstraße 38 
84503 Altötting 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/bwahlg/index.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bwo_1985/index.html
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Das Büro der Kreiswahlleitung befindet sich im Hauptgebäude Bahnhofstraße 38,  
2. Stock, Zimmer 2.09 
 
Soweit im BWG und der BWO nichts anderes bestimmt ist, müssen vorgeschriebene 
Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein und bei der zuständigen Stelle 
im Original vorliegen (§ 54 Abs. 2 BWG). Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax nicht 
gewahrt. 
 
4 Beteiligungsanzeige 
 
Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf 
Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten vertreten 
waren, können als solche einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
  

spätestens am 23. Juni 2025 (97. Tag vor der Wahl) bis 18:00 Uhr 
 
der Bundeswahlleiterin ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich angezeigt haben und der 
Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. 
 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen 
will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darunter dem 
Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat 
eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten 
Parteiorganisation an die Stelle des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung und das 
schriftliche Programm der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung 
des Vorstandes sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteiengesetzes beigefügt werden (§ 18 Abs. 2 
BWG). 
 
Die Feststellung des Bundeswahlausschusses, ob die Vereinigungen, die ihre Beteiligung 
angezeigt haben, für die Wahl als Partei anzuerkennen sind, ist für alle Wahlorgane 
verbindlich (§ 18 Abs. 4 Satz 1 1. Halbsatz BWG). 
 
Die Anschriften der Bundeswahlleiterin lauten wie folgt: 
 

Briefanschrift 
Die Bundeswahlleiterin 
Statistisches Bundesamt 
65180 Wiesbaden 
 

Haus- und Paketanschrift 
Die Bundeswahlleiterin 
Statistisches Bundesamt 
Gustav-Stresemann-Ring 11 
65189 Wiesbaden 

 

Weitere Informationen finden sich im Internetangebot der Bundeswahlleiterin: 
https://www.bundeswahlleiterin.de/  
 
5 Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 
 
Die Aufstellung von Bewerbern darf seit dem 27. Juni 2024 erfolgen. Die Wahl von Vertretern 
für Vertreterversammlungen ist bereits seit 27. März 2024 möglich.  
 
Kreiswahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. Sie 
müssen den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder Stand, das Geburtsdatum und die 
Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers, den Namen der einreichenden Partei und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen (§ 20 

https://www.bundeswahlleiterin.de/
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Abs. 3 BWG) deren Kennwort, enthalten. Sie sollen ferner Namen und Anschriften der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten (§ 34 Abs. 1 BWO). 
 
5.1 Bewerber 
 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann 
nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als 
Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; 
die Zustimmung ist unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG). 
 
Bewerber kann nur sein,  
 

 Wer am Wahltag Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist,  

 

 das 18. Lebensjahr vollendet hat und  
 

 nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. 
 
Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag nur benannt werden, wer zudem 
 

 nicht Mitglied einer anderen als der den Kreisvorschlag einreichenden Partei ist 
und  

 

 in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines Wahlkreisbewerbers oder in 
einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung entsprechend den 
Bestimmungen des § 21 BWG in geheimer Abstimmung hierzu gewählt worden 
ist. Die Aufstellung von Bewerbern darf seit dem 27. Juni 2024 erfolgen. Die 
Wahl von Vertretern für Vertreterversammlungen ist seit dem 27. März 2024 
möglich 

 
5.2 Unterstützungsunterschriften 
 
Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
unterzeichnet sein (siehe hierzu auch Nr. 5.3), so sind die Unterschriften auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14 zur BWO unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:  
 
Der Kreiswahlleiter liefert die Formblätter auf Anforderung kostenfrei; er kann sie auch als 
Druckvorlage oder kostenfrei bereitstellen. Bei der Anforderung sind Familienname, Vornamen 
und Anschrift (Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Wird bei der 
Anforderung der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird 
anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe 
eines Postfachs genügt nicht. Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvorschlages, der den 
Kreiswahlvorschlag einreichen will, sind außerdem bei Parteien deren Namen und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren 
Kennwort anzugeben. Parteien haben ferner die Aufstellung des Bewerbers in einer 
Mitglieder- oder einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu 
bestätigen. Der Kreiswahlleiter hat die in den § 34 Abs. 4 Nr. 1 Satz 2 bis 4 BWO genannten 
Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 
 
Die Wahlberechtigten, die einen Kreiswahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf 
dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind 
Familienname, Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners 
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sowie der Tag der Unterzeichnung anzugeben. Von Wahlberechtigten im Sinne des § 12 Abs. 
2 Satz 1 BWG ist der Nachweis für die Wahlberechtigung durch die Angaben gemäß Anlage 2 
zur BWO und Abgabe einer Versicherung an Eides statt zu erbringen. 
 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt oder gesondert eine Bescheinigung der 
Gemeindebehörde, bei der er im Wählerverzeichnis einzutragen ist, beizufügen, dass er im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigt ist. Gesonderte 
Bescheinigungen des Wahlrechts sind vom Träger des Wahlvorschlages bei der Einreichung 
des Kreiswahlvorschlages mit den Unterstützungsunterschriften zu verbinden. Wer für einen 
anderen eine Bescheinigung des Wahlrechts beantragt, muss nachweisen, dass der 
Betreffende den Kreiswahlvorschlag unterstützt. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf allen weiteren 
Kreiswahlvorschlägen ungültig. 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach Aufstellung der Bewerber durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften 
sind ungültig (§ 34 Abs. 4 BWO). 
 
5.3 Unterzeichnende 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien 
 
Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von dem Vorstand des Landesverbandes oder, 
wenn Landesverbände nicht bestehen, von den Vorständen der nächstniedrigen 
Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Sie können nur dann zugelassen werden, wenn für die Partei in dem 
betreffenden Land eine Landesliste zugelassen wird. Hat eine Partei in Bayern keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisation, so ist der Wahlvorschlag von den 
Vorständen der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, in 
gleicher Weise zu unterzeichnen. Die Unterschriften des einreichenden Vorstandes genügen, 
wenn er innerhalb der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Landeswahlleiter eine 
schriftliche, entsprechend den vorgenannten Vorgaben unterzeichnete Vollmacht der anderen 
beteiligten Vorstände vorliegt (§ 20 Abs. 2 Satz 1 und 2 BWG, § 34 Abs. 2 BWO). 
 
Kreiswahlvorschläge der in § 18 Abs. 2 BWG genannten Parteien müssen außerdem von 
mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein (siehe hierzu auch Nr. 5.2 unten); die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einreichung des Kreiswahlvorschlages 
nachzuweisen. Das Erfordernis von 200 Unterschriften gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von 
Parteien nationaler Minderheiten (§ 20 Abs. 2 Satz 3 bis 4 BWG). 
 
Andere Kreiswahlvorschläge 
 
Andere Kreiswahlvorschläge müssen von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (siehe hierzu auch Nr. 5.2 unten).  Die 
Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein und ist bei 
Einreichung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen. 
 
Drei Unterzeichner des Wahlvorschlages haben ihre Unterschriften auf dem 
Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 zur BWO) selbst zu leisten. § 34 Abs. 4 Nr. 3 und 4 BWO gilt 
hier entsprechend (§ 20 Abs. 3 BWG, § 34 Abs. 3 BWO). 
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5.4 Anlagen zum Kreiswahlvorschlag 
 
Dem Kreiswahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 13 zur BWO ist Folgendes beizufügen 
(§ 34 Abs. 5 BWO): 
 

 Zustimmungserklärung nach dem Muster der Anlage 15 zur BWO (Erklärung 
des vorgeschlagenen Bewerbers, dass er seiner Aufstellung zustimmt und für 
keinen anderen Wahlkreis seine Zustimmung zur Benennung als Bewerber 
gegeben hat, sowie bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Versicherung 
an Eides statt gegenüber dem Kreiswahlleiter, dass er nicht Mitglied einer 
anderen als der den Wahlvorschlag einreichenden Partei ist). Die 
Zustimmungserklärung ist unwiderruflich. 
 

 Bescheinigung der Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 16 zur BWO für 
den Bewerber (Bescheinigung der zuständigen Gemeindebehörde, dass der 
vorgeschlagene Bewerber wählbar ist) 

 

 ggf. die erforderliche Zahl an Unterstützungsunterschriften und 
Bescheinigungen des Wahlrechts nach dem Muster der Anlage 14 zur BWO 
(siehe hierzu auch Nr. 5.2 unten).   

 
Zusätzlich bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien 
 

 Ausfertigung der Niederschrift nach dem Muster der Anlage 17 zur BWO 
(Niederschrift über die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung, in der der Bewerber aufgestellt worden ist).  

 

 Versicherung an Eides statt zur Bewerberaufstellung im Wahlkreis gemäß 
Anlage 18 zur BWO. 

 
6 Rücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen, Beseitigung von Mängeln 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über 
dessen Zulassung entschieden ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten unterzeichneter 
Kreiswahlvorschlag kann auch von der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen 
persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurückgenommen werden (§ 23 BWG). 
 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 21. Juli 2025 (69. Tag vor der Wahl), 18:00 Uhr, kann 
ein Kreiswahlvorschlag nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann geändert werden, wenn der 
Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Nach der Entscheidung über die Zulassung des 
Kreiswahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen (§ 24 BWG). 
 
Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind etwaige Mängel des Kreiswahlvorschlages 
durch die Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
können nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (§ 25 Abs. 2 
BWG). Nach der Entscheidung über die Zulassung des Kreiswahlvorschlags ist jede 
Mängelbeseitigung ausgeschlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). 
 
7 Formblätter 
Die Formblätter für Unterstützungsunterschriften (Anlage 14 zur BWO) können beim 
Kreiswahlleiter des Wahlkreises angefordert werden (siehe Nr. 5.2 oben). 
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Zur Erstellung der übrigen Formblätter (Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 zur BWO) steht eine 
Webanwendung zur Verfügung. Diese bietet Unterstützung bei der Erstellung der Formblätter 
und hilft Übertragungsfehler zu vermeiden. Die Einrichtung eines Zugangs ist beim 
Kreiswahlleiter möglich (Funktionspostfach.Wahlen@LRA-aoe.de). Alternativ können dort 
auch die Formblätter zum Selbstausfüllen angefordert werden. 
 
 
gez. 
Friedrich Stinglwagner 
Kreiswahlleiter 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Vollzug der Wassergesetze, 
Festsetzung des Überschwemmungsgebietes am Weitbach (Fkm. 0,000 bis Fkm. 3,405) 
und am Westerndorfergraben (Fkm. 0,000 bis Fkm. 4,052) im Landkreis Altötting 
 
Nach § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit Art. 46 Abs. 3 Satz 
1 des Bayerischen Verwaltungsgesetzes (BayWG) sind die Länder verpflichtet, innerhalb der 
Gebiete mit signifikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiete) mindestens die Gebiete, in denen 
ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist 
(Bemessungshochwasser HQ100) durch Rechtsverordnung, die von der 
Kreisverwaltungsbehörde zu erlassen ist, festzusetzen. 
 
Der Weitbach und der Westerndorfergraben auf dem Gebiet der Gemeinde Perach im 
Landkreis Altötting wurde vom Bayerischen Landesamt für Umwelt als Gewässerabschnitt mit 
potentiell signifikanten Hochwasserrisiko gem. § 73 WHG bestimmt. Das Landratsamt Altötting 
ist verpflichtet, dass vom Wasserwirtschaftsamt Traunstein innerhalb des Risikogebietes für 
das Bemessungshochwasser HQ100 ermittelte Überschwemmungsgebiet durch 
Rechtsverordnung festzusetzen. 
Der Festsetzung sind die vom Wasserwirtschaftsamt Traunstein übermittelten Unterlagen zu 
Grunde zu legen.  
Die Grenzen des Überschwemmungsgebietes sind in der Übersichtskarte im Maßstab 1 : 
25.000 und den Detailkarten K 01 bis K 03 im Maßstab von 1 : 2.500 eingetragen, die dem 
Verordnungsentwurf als Anlage beigefügt sind. 
 
Die vom Wasserwirtschaftsamt Traunstein übermittelten Unterlagen mit Verordnungsentwurf 
und Darstellung der Rechtslage werden vom  
 

04.11.2024 bis 03.12.2024 
 
bei der Verwaltungsgemeinschaft Reischach, Öttinger Straße 1, 84571 Reischach,  
 
der Gemeinde Perach, Kirchgasse 8, 84567 Perach, und 
 
im Landratsamt Altötting, Bahnhofstraße 13, 84503 Altötting, Zimmer SE09, 
 
während der allgemeinen Dienststunden zur Einsichtnahme ausgelegt. Die Unterlagen sind 
auch im Internet unter der Adresse www.lra-aoe.de/aktuelles/laufende-verwaltungsverfahren-
mit-oeffentlichkeitsbeteiligung/ bereitgestellt. Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Unterlagen. 
 

http://www.lra-aoe.de/aktuelles/laufende-verwaltungsverfahren-mit-oeffentlichkeitsbeteiligung/
http://www.lra-aoe.de/aktuelles/laufende-verwaltungsverfahren-mit-oeffentlichkeitsbeteiligung/
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Bei gewünschter persönlicher Einsichtnahme der Antragsunterlagen im jeweiligen Rathaus 
oder im Landratsamt Altötting bitten wir vorab um Terminabstimmung. Hierzu melden Sie sich 
bitte bei 
 
Verwaltungsgemeinschaft Reischach und Gemeinde Reischach: 
 
Frau Nischler, Telefon: 08670/9886-31, E-Mail: bauamt@reischach.de 
 
Landratsamt Altötting: 
 
Frau Maier, Telefon: 08671/502-769, E-Mail: henrike.maier@lra-aoe.de. 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis 17.12.2024 schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Verwaltungsgemeinschaft Reischach (Öttinger Straße 1, 84571 
Reischach), der Gemeinde Reischach (Kirchgasse 8, 84567 Perach) oder beim Landratsamt 
Altötting (Bahnhofstraße 38, 84503 Altötting) Einwendungen gegen das Vorhaben erheben.  
 
Zur Fristwahrung ist der Eingang bei der Verwaltungsgemeinschaft Reischach, der Gemeinde 
Perach oder beim Landratsamt Altötting maßgeblich. 
Die Erhebung von Einwendungen in elektronischer Form (einfache E-Mail) genügt 
grundsätzlich nicht der erforderlichen Schriftform. Hiervon ausgenommen sind Einwendungen 
Stellungnahmen per E-Mail an das Landratsamt Altötting (poststelle@lra-aoe.de oder an 
poststelle@lra-aoe.de-mail.de), die mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen 
sind. 
 
Das Landratsamt Altötting ist von Gesetzes wegen gehalten, darauf hinzuweisen, dass 
Einwendungen nach Ablauf der genannten Frist mit Wirkung für das Festsetzungsverfahren 
ausgeschlossen sind, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist wird das Landratsamt Altötting die rechtzeitig erhobenen 
Einwendungen sowie die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen der Behörden zu dem 
Vorhaben mit dem Vorhabensträger, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die 
Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, erörtern. 
 
Der Erörterungstermin wird gesondert ortsüblich bekanntgemacht. Diejenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, werden über den Termin darüber hinaus schriftlich 
benachrichtigt.  
 
Schriftliche Benachrichtigungen über den Erörterungstermin können durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen sind. 
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden.  
 
Wer Bedenken oder Anregungen vorgebracht hat, die beim Erlass der Rechtsverordnung nicht 
berücksichtigt wurden, wird über die Gründe informiert.  
 
 
Altötting, 23.10.2024 
Landratsamt Altötting  
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
 

mailto:bauamt@reischach.de
mailto:henrike.maier@lra-aoe.de
mailto:poststelle@lra-aoe.de
mailto:poststelle@lra-aoe.de-mail.de
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Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG); 
Antrag des Freistaates Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein 
auf Erteilung eines Planfeststellungsbeschlusses 
Hier: Hochwasserschutz Weitbach (Gewässer dritter Ordnung), Ortsteil Hundmühl, 
Weinzierl und Ortsbereich Perach in der Gemeinde Perach (Gewässerausbau gemäß § 
67 des Wasserhaushaltsgesetzes – WHG) 
 

Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Traunstein plant, mit dem beantragten Vorhaben den 
Hochwasserschutz für die Ortsteile Hundmühl, Weinzierl und den Ortsbereich Perach zu 
verbessern. Der Schutzgedanke der oberstromigen Hochwasserschutzmaßnahmen am 
Weitbach besteht in der Retention und Filterung des Schwemmholzes aus dem 
Abflussgeschehen im Hauzinger Bach, einem rechtsseitigen Zubringer des Weitbachs auf 
Höhe des Ortsteils Hundmühl sowie dem nachfolgenden, abschnittsweisen Gewässerausbau 
(inkl. Freibord) des Weitbachs für die schadlose Durchleitung des HQ100 WB + 15 % 
Klimazuschlag. 
Für den Hauptort Perach sieht die Planungsmaßnahme vor, durch den Gewässerausbau des 
Weitbachs den 100-jährlichen Bemessungsabfluss von 30,2 m3/s (inkl. 5 % Geschiebe- und 
15 % Klimazuschlag) bei einem Freibord von 1,0 m schadlos durch den Ortsbereich 
durchzuleiten.  
 
Hinsichtlich weiterer Einzelheiten, insbesondere des Umfangs des beantragten 
Gewässerausbaus, wird auf die Planunterlagen verwiesen.  
 
Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens hat das Landratsamt Altötting eine allgemeine 
Vorprüfung zur Feststellung der Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht des Vorhabens gemäß 
§ 7 Abs. 1 UVPG i. V. m. Nr. 13.13 der Anlage 1 zum UVPG vorgenommen.  
 
Diese überschlägige Vorprüfung anhand der Kriterien nach § 7 Abs. 1 UVPG i. V. m. der 
Anlage 3 zum UVPG hat ergeben, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf die Umwelt haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 
Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären (§ 7 Abs. 1 Satz 3 UVPG). Aus dem 
Vorhaben Hochwasserschutz Weitbach ergeben sich bei Beachtung der vorgesehenen 
Auflagen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, insbesondere hinsichtlich der 
Bereiche Wasserwirtschaft, Naturschutz, Bodenschutz, Lärmschutz und menschliche 
Gesundheit. Für diese Einschätzung ist maßgebend, dass das Vorhaben nicht dazu führen 
wird, dass die bisherige Nutzung des Gebietes erheblich beeinträchtigt wird und signifikante 
nachteilige und dauerhafte Veränderungen bei Anwohnern entstehen.  
 
Demnach ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des 
Planfeststellungsverfahrens für das genannte Vorhaben nicht erforderlich, da erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind.  
 
Diese Feststellung – in einem gesonderten Aktenvermerk festgehalten – ist der Öffentlichkeit 
nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes zugänglich zu machen. Es wird 
darauf hingewiesen, dass die Feststellung nicht selbstständig anfechtbar ist (vgl. § 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG).  
 
Der Aktenvermerkt sowie die zugrundeliegenden Unterlagen können während der allgemeinen 
Dienststunden im Landratsamt Altötting, Bahnhofstraße 13 (Sparkassengebäude), Zimmer 
SE09, 84503 Altötting, eingesehen werden. 
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Die eingereichten Plan- und Tekturunterlagen sind vom   
 

04.11.2024 bis 03.12.2024 
 
bei der Verwaltungsgemeinschaft Reischach, Öttinger Straße 1, 84571 Reischach,  
 
bei der Gemeinde Perach, Kirchgasse 8, 84567 Perach und 
 
dem Landratsamt Altötting, Bahnhofstraße 13, 84503 Altötting, Zimmer: SE09 
 
während der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht ausgelegt. Die Plan- und 
Tekturunterlagen sind auch im Internet unter der Adresse www.lra-
aoe.de/aktuelles/laufende_Verfahren_mit_Oeffentlichkeitsbeteiligung/ bereitgestellt. 
Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen.  
 
Bei gewünschter persönlicher Einsichtnahme der Plan- und Tekturunterlagen im jeweiligen 
Rathaus oder im Landratsamt Altötting bitten wir vorab um Terminabstimmung. Hierzu melden 
Sie sich bitte bei 
 
der Verwaltungsgemeinschaft Reischach und der Gemeinde Perach: 
 
Frau Nischler, Telefon: 08670/9886-31, E-Mail: bauamt@reischach.de  
 
Landratsamt Altötting: 
 
Frau Maier, Telefon: 8671/502-769, E-Mail: henrike.maier@Lra-aoe.de 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis 17.12.2024 schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Verwaltungsgemeinschaft Reischach (Öttinger Straße 1, 84571 
Reischach), der Gemeinde Perach (Kirchgasse 8, 84571 Perach) oder dem Landratsamt 
Altötting (Bahnhofstraße 13, 84503 Altötting) Einwendungen gegen das Vorhaben erheben.  
Zur Fristwahrung ist der Eingang bei der Verwaltungsgemeinschaft Reischach, der Gemeinde 
Perach oder beim Landratsamt Altötting maßgeblich. 
Die Erhebung von Einwendungen in elektronischer Form (einfache E-Mail) genügt 
grundsätzlich nicht der erforderlichen Schriftform. Hiervon ausgenommen sind Einwendungen 
und Stellungnahmen per E-Mail an das Landratsamt Altötting (poststelle@lra-aoe.de oder an 
poststelle@lra-aoe.de-mail.de), die mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen 
sind. 
 
Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt 
sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtordnung gegen den 
Planfeststellungsbeschluss einzulegen, können bis 17.12.2024 schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der Verwaltungsgemeinschaft Reischach, Gemeinde Perach oder dem 
Landratsamt Altötting Stellungnahmen zu dem Vorhaben abgeben. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.  
 
Anerkannte Umweltverbände werden gebeten, innerhalb einer Frist jedenfalls mitzuteilen, ob 
sie beabsichtigen, sich zu äußern und bis zu welchem Zeitpunkt ggf. mit dem Eingang ihrer 
Stellungnahme zu rechnen ist. Bleibt eine Äußerung aus, wird das Landratsamt Altötting 
davon ausgehen müssen, dass der Umweltverband keine Stellungnahme abgeben möchte. 
Das Landratsamt Altötting beabsichtigt, nach Ablauf der Einwendungsfrist, die rechtzeitig 
erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von anerkannten 

http://www.lra-aoe.de/aktuelles/laufende_Verfahren_mit_Oeffentlichkeitsbeteiligung/
http://www.lra-aoe.de/aktuelles/laufende_Verfahren_mit_Oeffentlichkeitsbeteiligung/
mailto:bauamt@reischach.de
mailto:henrike.maier@Lra-aoe.de
mailto:poststelle@lra-aoe.de
mailto:poststelle@lra-aoe.de-mail.de
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Vereinigungen sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Vorhaben mit dem 
Vorhabensträger, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen 
erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, zu erörtern. 
Ist ein Erörterungstermin bestimmt, muss die Stellungnahme eines anerkannten 
Umweltverbandes in der Regel zwei Wochen vorher dem Landratsamt Altötting vorliegen, 
wenn sie im Erörterungstermin berücksichtigt werden soll.  
 
Der Erörterungstermin wird gesondert ortsüblich bekanntgemacht. Diejenigen, die 
Einwendungen erhoben haben und die anerkannten Vereinigungen, die Stellungnahmen 
abgegeben haben, werden über den Termin darüber hinaus schriftlich benachrichtigt.  
 
Schriftliche Benachrichtigungen über den Erörterungstermin können durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen wären.  
 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden.  
 
Die Entscheidung wird denjenigen, über deren Einwendungen entschieden worden ist und den 
Vereinigungen, über deren Stellungnahmen entschieden worden ist, zugestellt. Sind mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen, können diese Zustellungen durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. 
 
 
Altötting, 23.10.2024 
Landratsamt Altötting 
 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
 

L a n d r a t s a m t A l t ö t t i n g 
Erwin Schneider 

Landrat 
 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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